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DieAktion
Um es gleich eingangs zLL sagen: die Entscheidung des

Koblenzer Stadtrates in seiner Sitzung am 09. Februar die-
sen Jahre s c ontra Florchheimer B ürgerb e gehren verwundert
nicht wirklich. Engagierte, sich in Verantwortung nehmen-
de Bürgerinnen und Bürger gegen demokratisch legitirnier-
te ,,Volksvertreter" ,Ietztere im Rahmen des freien Mandats
nur l\echt und Gewissen im Sinne des Gemeinwohls un-
terworf.tr, ein evident ungleiches Duell. Nicht zutr't ersten
Male, weißgott. Das mussten in angesprochener Ratssitzung
unlängst auch die drei Vertretungsberechtigten des Bürger-
begehrens, welches sich gegen eine eventuelle Bebauung des

Bolzplatzes an der Auffahrt zur Südbrücke wendet, erfahren,
als sie durch das Stadtparlament ,,angehört" wurden und ihre
Auffassung über das Für und'Wider einer Sportplatzbebau-
ung vortrugen. Anlässlich der letztjährigen Kirmes lagen an

a1len Ständen im Mendelssohnpark Unterschriftenlisten aus,

in welchen sich Florchheims Bürgerinnen und Bürger mit
ihrem Namen szug dem Ansinnen der Bürgeraktion, initi-
iert durch den Horchheimer Ortsring, änschließen konnten.
Die rheinland-pfrlzische Gemeindeordnung sieht in ihrem

S 17 a die rechtliche Möglichkeit der Bürger einer Gemeinde
vor, in wichtigen Gemeindeangelegenheiten, beispielswei-
se bei der Frage der Errichtung, wesentlichen Erweiterung
oder Aufhebung einer öffentlichen Einrichtung, einen An-
trag auf Durchführung eines Bürgerentscheids bei der zu-
ständigen Gemeindeverwaltung zu stellen, das sogenannte
Bürgerbegehren. Vorliegend ist Gegenstand des Antrags die
(Nicht-)Bebauung des Alten Sportplatzes, und damit die Er-
weiterung bzw. Aufhebung einer öffentlichen Einrichtung.
Sind alle formellen und inhaltlichen Voraussetzungen, die das

Gesetz verlangt, insbesondere eine bestimmte Zahlvon LJn-
terschriften fiir den Antrag, erfüllt bei Antragsstellung, rruss
der beantragte Entscheid der Bürger durchgeftihrt werden,
im Rahmen dessen erneut eine gewisse Mindestanzahl von
LJnterschriften erreicht werden muss. Ist auch dies gelungen,
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steht der Bürgerentscheid einem Beschluss des Gemeinde-
rates gleich, ist rechtsverbindlich und kann frühestens nach

drei Jahren abgeändert werden.

Die Anhörung
Einen solchen erfolgreichen Entscheid der Horchhei-

mer Bürgerinnen und Bürger, mit welchem eine mögliche
Sportplatzbebauung durch einen neuen Supermarkt, wie
seitens der Stadt Koblenz sowie Investoren angedacht, ver-
hindert werden sollte, strebte das gestartete Bürgerbegehren
an. Viele Unterschriften wurde n dazu gesammelt, schließ-
lich dem Oberbürgermeister der Stadt Koblenz, Herrn Dr.
Schulte--Wissermann, übergeben. Der Antrag genügte den

rechtlichen Anforderungen, das nofwendige Unterschriften-
quorum, mindestens 15 o/o der kommunalwahlberechtigten
Einwohner Florchheims, wurde ebenfalls erreicht. Dies sa-

hen die Stadtverantwortlichen sowie das zur Entscheidung
über die Zulassigkeit des Bürge runtrags berufene Gremi-
um, der Stadtrat, wie erwähnt allerdings anders. Unabhän-
gig von der ,,Freude" und dem ,,Arbeitseifer" zün Wohle
der Bürgerinnen und Bürger, welche der eingereichte An-
trag ganz gewiss im Rathaus der Stadt hervorgerufen hat,

konnte doch daraufhin auf urdemokratischste Veranlassung
dem Gemeinwohl einmal mehr zuhöchsten Weihen verhol-
fen werden, sah sich der Stadtrat im Rahmen der Anhörung
der Vertreter des Bürgerbegehrens, MarionJunker, Manfred
Engel und Karl-Hernz Bischoff, zu seinem tiefen Bedauern
nicht in der Lage, dem Antrag auf Durchfiihrung eines Bür-
gerentscheids stattzugeben, hätten doch lediglich 15 % der
Florchheimer Einwohner, nicht aber 15 v. FI. derjenigen des

gesamten Koblenzer Stadtgebietes den Antrag gegeng ezerch-

net, was unbedingt erforderlich sei fiir seine Zslassigkeit.
Dieser LJmstand solle, bitteschön, keinesfalls als übertriebe-
ner Formalismus gegenüber Volkes Stimme und Volkes An-
sinnen verstanden sein , tn ihm fiihre aber kein W.g vorbei,

n eine
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so wolle es das Gesetz, indem es eine solche Quote vorgebe,
und das Recht müsse natürlich unbedingt beachtet werden.
Ohnehin sei man sich im städtischen Parlament seiner Ge-
meinwohlverpflichtung bestens bewusst, dazu brauche es kei-
nen Bürgerentscheid, und werde allein dieserhalb ,,im Sinne
Horchheims" entscheiden und handeln, r,vie alle Stadtrats-
fraktionen mit Nachdruck versicherten. Beruhigend, sich in
guten Händen zv wissen.

Der Streitstand
Zu denjuristischen Etnzelheiten: Entgegen der beschrie-

benen Rechtsauffassung der Stadt Koblenz rst es nach dies-
seitigem Dafürhalten sehr wohl möglich und zulässig, über
einen Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids in
einem separaten und genau abgren zbaren Stadtte rI abzustim-
men, wenn es sich um eine wichtige Angelegenheit gerade
und ausschließlich dieses Teilgebietes der Stadt handelt. Dies
ergibt sich allein schon daraus, dass die hierfür maßgebliche
Rechtsgrundlage, S 17 a GemO, eine solche Fallkonstellati-
on nicht ausdrücklich ausklammert bzw. den Anwendungs-
bereich dieser Vorschrift nicht diesbezüglich eingeengt und
tatbestandsmäßig geregelt hat, sondern es vielmehr nach der
gesetzgeberischen Intention zulässig sein muss, eine solche

Sachlage per Bürgerentscheid einer Lösu ng zLLzufiihren. Die
Interessenlage der Einwohner eines Stadtteils im Falle einer
nur sie betreffenden öffentlichen Einrichtung kann schlech-
terdings keine andere sein als diejenige aller Bürger einer
Stadt, wenn und sofern eine Einrichtung betroffen ist, die re-
gelmäßig von allen Stadteinwohnern genutzt wird. Von daher
kann und muss die Möglichkeit eines Bürgerbegehrens gege-
ben sein, soweit der in dieser Frage eigenständig zu betrach-
tende Stadtteil die erforderliche Unterschrifte nzahl seiner
Einwohner beibringen kann. Mit tiefe rgehenden j uri s ti s chen
Spitzfindigkeiten soll an dieser Stelle allerdings nicht gelang-
weilt werden, hinsichtlich dieser Thematik scheiden sich ein-
mal mehr die (Rechts-) Geister, nach dem bekannten und
zstreffenden Spruch: ZwerJuristen, drei Meinungen. Nur
noch eines zLtfn Abschluß dieses Komplexes: Sowohl Stadtrat
als auch Bürgerbegehren stellen rechtlich gesehen sogenannte
Gemeindeorgane dar, so dass bei Streitigkeiten über Rechte
und Pflichten diese'r Organe untereinander ein sogenannter
kommunaler Verfassungsstreit zur K1ärung der Streitfrage vor
der Verwaltungsgerichtsbarkeit auf Veranlassung eines der
beiden Organe durchgeführt werden kann. Darüberhinaus
hat das Bürgerbegehren die Option, im Rahmen einer so-
genannten Verpflichtungsklage vor dem Verwaltungsgericht
auf Zulassung des Bürgerentscheids zu klagen.

Die Lösung?
Nicht nr vernachlässigen sei in diesem Zusarnmenhang

überdies der ,,ge SUflde" Menschenverstand, wie so oft wert-
voll bei der Problemlösung: 

-Was 
interessiert den Kesselhei-

mer Bürger der Alte Sportplatz in Horchheim, sofern die-
sem überhaupt bekannt? 

.Wie 
soll man sich in Arenberg mit

dieser dort wohl nicht ganz so bedeutsamen Frage auseinan-
dersetzen? Und welcher Ansicht mag der Einwohner unserer
schönen Stadt an Rhein und Mosel sein, stellt man ihn in der
Goldgrube vor die Entscheidung: BolzplatzHoschem - Bau-
en oder nicht Bauen, das ist dort die Frage! Sei es wie es sei,

eines ist aufjeden Fall durch die Aktion Horchheimer Bür-
gerinnen und Bürger gelungen: Lokale Offentlichkeit, über
Horchheims Grenzen hinaus, und Medien haben das Thema
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aufgegriffen, ein Prozess der Meinungsbildung hat stattge-

funden, man beschäftigt sich mit der ,,B-Frage": Bebauungja

oder nein. Schenkt man aktuellen Vernehmungen und ten-
denziellen Außerungen aus Richtung Stadt und Investoren

Glauben, soll der Alte Sportplatz zu guter Letzt wohl doch
den Horchheimer Gemeindebelangen vorbehalten bleiben
und eine Bebauung, womit auch immer, nicht vorgenom-
men werden. 

-Wenn 
dem tatsächlich so wäre, hätte das Bür-

gerbegehren schlussendlich durch seine Sensibilisierung und
Mobilisierung von Teilen der Koblenzer Bevölkerung sowie

der Flandlungsträger der Stadt trotz der ,,Niederlage" in der
Ratssitnrng sein eigentliches Ziel erreicht, und die Frage,

wie es dazu kam, träte dahinter zurück. Letztltch zählt nur
der Erfolg, heißt es nicht nur im Sport. Die Sympathisanten
der Bürgerinitiative haben also verhaltenen Grund zlrrrr Op-
timismus, wenn auch beileibe in dieser Sache das letzte Wort
noch nicht gesprochen sein dürfte. Es wird wohl noch eine

Zettlang spannend bleiben, bis eine definitive Entscheidung
gefallen ist, Geduld ist daher noch gefordert. Am Ende ist zu-
dem auf Folgendes hinzuweisen: Nach wie vor existiert eine

vollständige Alternativplanung für das ehemalige Betriebs-
gelände der Firma Autohaus Pre tz rn der Reiffenbergstraße
neben dem Bolzplatz, welche einen dortigen Neubau eines

Einkaufsmarktes vorsieht. Vorteile für diese Lösung sind nicht
von der Hand zu weisen: Schließen der Baulücke zur Sport-
halle an der Grundschule und damit verbundener Lärmschutz
der oberhalb liegenden Anwohner, Andienungsmöglichkeit
des Marktes von der dahinterliegenden Bahnstrecke gewähr-
leistet minimale Belästigung der Anwohner, Nutzbarkeit der
Parkplätze des Marktes ftir die Sporthalle. Dann klappts viel-
leicht doch noch mit der ,,Doppel-Lösurtg": Grünes Licht für
Sportplatz und Einkaußmarkt.

Lars'Weinbach
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